BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 11. August 2011, VIII B 34/11

NZB - Wahlrecht bei Praxisverduf3erung
BFH VIII. Senat
FGO & 115 Abs 2 Nr 1, FGO & 116 Abs 3 S 3, EStG & 18 Abs 3, EStG & 16, EStG § 34

vorgehend Niedersachsisches Finanzgericht, 31. Januar 2011, Az: 8 K 194/08
Leitsatze

1. NV: Die Frage, ob bei einer PraxisverauBerung das Wahlrecht zwischen sofortiger Besteuerung oder der Besteuerung
im Zeitpunkt des Zuflusses auf diejenigen Falle beschrankt ist, in denen die Laufzeit mehr als 10 Jahre betragt, hat keine
grundsatzliche Bedeutung .

2. NV: Nach standiger BFH-Rspr. besteht das Wahlrecht anlasslich einer VerauRerung gegen Renten, Raten und sonstige
wiederkehrende Bezuige nur, wenn diese wagnisbehaftet sind oder Uberwiegend Versorgungszwecken dienen .

Grunde

1 Die Beschwerde ist unbegrindet. Zulassungsgrunde i.S. von § 115 Abs. 2 i.V.m. § 116 Abs. 3 Satz 3 der
Finanzgerichtsordnung (FGO) sind nicht gegeben, insbesondere handelt es sich weder um eine Rechtsfrage von
grundsatzlicher Bedeutung noch liegt ein Verfahrensmangel vor, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

2 1. Grundsatzliche Bedeutung hat eine Rechtssache, wenn eine Frage zu entscheiden ist, an deren Beantwortung ein
allgemeines Interesse besteht, weil ihre Klarung das Interesse der Allgemeinheit an der Entwicklung und
Handhabung des Rechts betrifft (standige Rechtsprechung zu & 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO a.F., vgl. die Nachweise bei
Graber/Ruban, Finanzgerichtsordnung, 7. Aufl.,, § 115 Rz 23 ff., m.w.N.; Beschluss des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom
31. Mai 2000 IV B 55/99, juris). Es muss sich um eine aus rechtssystematischen Griinden bedeutsame und auch fir
die einheitliche Rechtsanwendung wichtige Frage handeln.

3 Nach diesen Mafistaben hat die von den Klagern und Beschwerdefuhrern (Klager) aufgeworfene Frage, ob das
Wahlrecht zwischen sofortiger Besteuerung oder der Besteuerung im Zeitpunkt des Zuflusses auf diejenigen Falle
beschrankt ist, in denen die Laufzeit mehr als zehn Jahre betragt, keine grundsatzliche Bedeutung. Nach standiger
Rechtsprechung des BFH besteht das Wahlrecht anlasslich einer Verauferung gegen Renten, Raten und sonstige
wiederkehrende Beziige nur, wenn diese wagnisbehaftet sind oder Uberwiegend Versorgungszwecken dienen (BFH-
Entscheidungen vom 14. Mai 2002 VIII R 8/01, BFHE 199, 198, BStBL 11 2002, 532; vom 29. Mdrz 2007 XI B 56/06,
BFH/NV 2007, 1306, und vom 20. Juli 2010 IX R 45/09, BFHE 230, 380, BStBL Il 2010, 969, jeweils m.w.N.). Im
Streitfall hat das Finanzgericht (FG) sein Urteil kumulativ begrindet, indem es sowohl auf das Fehlen einer mehr als
zehn Jahre dauernden Rentenverpflichtung als auch auf den fehlenden Versorgungscharakter des
Praxisibernahmevertrags vom 6. Januar 2003 abgestellt hat. Dabei hat es sich insbesondere mit letzterer Frage
umfassend auseinandergesetzt und ist nach Wirdigung der Gesamtumstande zu dem Schluss gekommen, ein
solcher sei zu verneinen. Ist ein Urteil aber auf mehrere Begrundungen gestiitzt, von denen jede fir sich allein das
Entscheidungsergebnis tragt, muss mit der Beschwerde fiir jede dieser Begriindungen ein Zulassungsgrund i.S. von
§ 115 Abs. 2 FGO schlussig dargelegt werden (standige Rechtsprechung, vgl. BFH-Beschlisse vom 5. November
1998 VIII B 18/98, BFH/NV 1999, 513; vom 12. Mai 2000 IV B 74/99, BFH/NV 2000, 1133; vom 16. Juli 2001 V B
44/01, BFH/NV 2001, 1620). Daran fehlt es im Streitfall, da mit der Beschwerde hinsichtlich des fehlenden
Versorgungscharakters keine Revisionszulassungsgrinde vorgebracht werden.

4 2. Unbegriindet ist auch die Riige, das Urteil der Vorinstanz beruhe auf einem Verfahrensmangel, weil das FG den
Erwerber der Praxis des Klagers als Zeugen zu der Frage hatte vernehmen mussen, ob der Praxisibernahmevertrag
fur den Klager Versorgungscharakter gehabt habe. Diese Zeugenvernehmung musste sich dem FG nicht aufdrangen.
Das FG hat die schriftliche AuBerung des Praxiserwerbers zu dieser Thematik gewiirdigt und nach Bewertung der
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Gesamtumstande, dem Wortlaut des Praxisibernahmevertrags und der Tatsache, dass ausweislich der Regelung in &
14 Abs. 1 des Vertrags keine miindliche Nebenabsprachen getroffen wurden, den Schluss gezogen, die
Zahlungsvereinbarungen hatten keinen eindeutigen Versorgungscharakter besessen. An diese (nachvollziehbare)
Wiirdigung ist der Senat gebunden, denn die tatrichterliche Uberzeugungsbildung der Vorinstanz (& 96 Abs. 1 FGO)
ist nur insoweit revisibel, als VerstofRe gegen die Verfahrensordnung, gegen Denkgesetze oder allgemeine
Erfahrungssatze vorliegen (standige Rechtsprechung, Graber/ Ruban, a.a.0., 8 118 Rz 30; Seer in Tipke/Kruse,
Abgabenordnung, Finanzgerichtsordnung, & 118 FGO Rz 87, m.w.N.). Solche Verstof3e sind jedoch im Streitfall nicht
erkennbar. Im Ubrigen binden die vorinstanzlichen Schlussfolgerungen den BFH als Revisionsgericht schon dann,
wenn sie nur moglich, d.h. vertretbar sind; sie missen nicht zwingend sein (standige Rechtsprechung, vgl. z.B. BFH-
Urteil vom 14. Februar 1995 IX R 95/93, BFHE 177, 95, BStBL Il 1995, 462; BFH-Beschluss vom 10. Februar 2005 VI
B 113/04, BFHE 209, 211, BStBL 11 2005, 488).

5 3.Im Ergebnis wendet sich das Vorbringen der Klager vornehmlich gegen die Sachverhalts- und Beweiswurdigung
des FG. Darin liegt jedoch nicht die Geltendmachung eines Verfahrensfehlers oder diejenige einer Rechtsfrage von
grundsatzlicher Bedeutung, sondern die Rlge falscher materieller Rechtsanwendung. Diese flihrt indes nicht zur
Zulassung der Revision (standige Rechtsprechung, vgl. z.B. BFH-Beschlusse vom 28. April 2003 VIII B 260/02,
BFH/NV 2003, 1336; vom 23. Juni 2003 IX B 119/02, BFH/NV 2003, 1289; vom 27. Marz 2007 VIII B 152/05, BFH/NV
2007, 1335, m.w.N.). Denn sowohl die Sachverhalts- und Beweiswirdigung als auch die dem angefochtenen Urteil
zugrunde liegende Beweislastverteilung sind revisionsrechtlich dem materiellen Recht zuzuordnen (vgl. BFH-
Beschluss vom 3. Februar 2000 | B 40/99, BFH/NV 2000, 874).

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 2 von 2


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201150658/

	Beschluss vom 11. August 2011, VIII B 34/11
	Leitsätze
	Gründe


